
A. Problem und Regelungsbedürfnis

Auf der Grundlage des Landesgesetzes zur Ausführung des Betreuungsgesetzes vom
20. Dezember 1991 (GVBl. S. 407), zuletzt geändert durch Artikel 10 Nr. 1 des Ge-
setzes vom 5. April 2005 (GVBl. S. 95), BS 200-3, ist in Rheinland-Pfalz ein flächen-
deckendes Netz von anerkannten und geförderten Betreuungsvereinen entstanden,
die sich insbesondere um die Gewinnung ehrenamtlicher Betreuerinnen und Betreuer
bemühen, diese in ihre Aufgaben einführen, fortbilden und beraten sowie über Vor-
sorgevollmachten und Betreuungsverfügungen informieren. 

Die bestehenden Regelungen zur Anerkennung von Betreuungsvereinen bieten dem
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung allerdings kaum Möglichkeiten, auf
die Qualität der von Betreuungsvereinen geleisteten Arbeit Einfluss zu nehmen. Eine
Schlechterfüllung der Aufgaben führt deshalb in der Praxis bisher nur selten zur Auf-
hebung einer Anerkennung. Es bedarf daher einer Erweiterung der Anerkennungs-
voraussetzungen.

Zur flächendeckenden Versorgung mit Betreuungsvereinen hat auch die umfassende
finanzielle Förderung beigetragen. Im Jahr 2008 hat das Land anerkannte Betreu-
ungsvereine jeweils mit 23 430 EUR gefördert; es nimmt damit im Vergleich der
Länder den Spitzenplatz ein. Hinzu kommt die Förderung durch die Landkreise und
kreisfreien Städte. Angesichts der Gesamtzahl von zurzeit 106 geförderten Betreu-
ungsvereinen besteht kein Bedarf für eine Ausweitung der Förderung zugunsten zu-
sätzlicher Betreuungsvereine. Die derzeitige gesetzliche Regelung lässt allerdings eine
zahlenmäßige Begrenzung der geförderten Betreuungsvereine nicht zu.

Die Regelungen zu den bei den örtlichen Betreuungsbehörden und beim Landesamt
für Soziales, Jugend und Versorgung einzurichtenden Arbeitsgemeinschaften ent-
halten noch keine Bestimmungen zur Gewährleistung einer geschlechterparitätischen
Besetzung.

B. Lösung

Angesichts des Umfangs der erforderlichen Änderungen sollen diese im Rahmen einer
Novellierung des Gesetzes erfolgen.

Zur Sicherstellung der Qualität der Aufgabenerfüllung sieht der Gesetzentwurf als
neue Anerkennungsvoraussetzung den Abschluss von Qualitäts- und Leistungsver-
einbarungen mit den Betreuungsvereinen vor und bestimmt die wesentlichen in diese
Vereinbarungen aufzunehmenden Kriterien. 

Landesweit soll für höchstens durchschnittlich jeweils 38 000 Einwohnerinnen und
Einwohner ein geförderter anerkannter Betreuungsverein zur Verfügung stehen; eine
darüber hinausgehende Förderung von weiteren anerkannten Betreuungsvereinen er-
folgt nicht. Damit wird sichergestellt, dass künftig nicht mehr als 106 Betreuungs-
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vereine gefördert werden. Bereits vor dem 1. Januar 2008 geförderte anerkannte Be-
treuungsvereine erhalten aus Gründen des Vertrauensschutzes auch künftig eine
Förderung, soweit sie die Qualitäts- und Leistungsvereinbarung abschließen und er-
füllen. Wenn hierdurch die landesweite Höchstgrenze für die Förderung nicht über-
schritten wird, gewährt das Land anderen anerkannten Betreuungsvereinen auf An-
trag eine Förderung, wenn das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung und
die betroffenen Kreis- beziehungsweise Stadtverwaltungen übereinstimmend festge-
stellt haben, dass in dem betreffenden Gebiet ein Bedarf für dessen Tätigkeit besteht. 

Die die Arbeitsgemeinschaften betreffende Regelung wird um Bestimmungen ergänzt,
die eine geschlechterparitätische Besetzung gewährleisten.

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Die Obergrenze von künftig höchstens 106 geförderten Betreuungsvereinen begrenzt
die Landesförderung auf rund 2 550 000 EUR (24 109 EUR pro Betreuungsverein) im
Jahr 2009. Die weitere Kostenentwicklung hängt insbesondere von der Tarifent-
wicklung im öffentlichen Dienst ab. Da die Landkreise und kreisfreien Städte den an-
erkannten Betreuungsvereinen grundsätzlich Zuwendungen in Höhe der Landes-
förderung gewähren sollen, wirkt sich die Begrenzung der Ausgaben auch zu ihren
Gunsten aus; das Konnexitätsprinzip ist daher von den vorgesehenen Änderungen
nicht betroffen.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen.
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Der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz
Mainz, den 15. September 2009

An den 
Herrn Präsidenten
des Landtags Rheinland-Pfalz

55116 Mainz

Entwurf eines Landesgesetzes zur Ausführung des Betreu-
ungsrechts (AGBtR)

Als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landesregierung
beschlossenen Gesetzentwurf.

Ich bitte Sie, die Regierungsvorlage dem Landtag zur Beratung
und Beschlussfassung vorzulegen.

Federführend ist die Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Familie und Frauen.

Kurt Beck
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L a n d e s g e s e t z
zur Ausführung des Betreuungsrechts

(AGBtR)

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

§ 1
Betreuungsbehörden

(1) Zuständig für die Wahrnehmung behördlicher Aufgaben
bei der Betreuung Volljähriger ist die Kreisverwaltung, in
kreisfreien Städten die Stadtverwaltung als örtliche Betreu-
ungsbehörde, soweit nicht nach Absatz 2 die überörtliche Be-
treuungsbehörde zuständig ist. Die Landkreise und kreisfreien
Städte erfüllen die Aufgaben als Pflichtaufgaben der Selbst-
verwaltung.

(2) Das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung als
überörtliche Betreuungsbehörde ist zuständig für 
1. die Anerkennung, Förderung und fachliche Beratung von

Betreuungsvereinen und
2. die Einrichtung der Arbeitsgemeinschaft nach § 2 Abs. 2.
Es wirkt in Zusammenarbeit mit den örtlichen Betreuungs-
behörden, den Betreuungsvereinen und den Betreuungsge-
richten darauf hin, dass im Land eine ausreichende Anzahl von
Betreuerinnen und Betreuern zur Verfügung steht, und unter-
stützt die örtlichen Betreuungsbehörden bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben nach den §§ 5 und 6 des Betreuungsbehörden-
gesetzes vom 12. September 1990 (BGBl. I S. 2002 -2025-) in der
jeweils geltenden Fassung.

§ 2
Arbeitsgemeinschaften

(1) Die örtliche Betreuungsbehörde soll zur Förderung der Zu-
sammenarbeit in Betreuungsangelegenheiten auf örtlicher
Ebene eine Arbeitsgemeinschaft einrichten, in der die mit der
Betreuung Volljähriger befassten Organisationen, Behörden
und Gerichte sowie Betreuerinnen und Betreuer vertreten
sind. Der Arbeitsgemeinschaft sollen Frauen und Männer in
gleicher Zahl angehören. Scheidet eine Person aus der Arbeits-
gemeinschaft aus, deren Geschlecht in der Minderheit ist, muss
eine Person des gleichen Geschlechts nachfolgen; scheidet eine
Person aus, deren Geschlecht in der Mehrheit ist, muss eine
Person des anderen Geschlechts nachfolgen. Satz 3 findet keine
Anwendung, soweit einer entsendenden Stelle aus rechtlichen
oder tatsächlichen Gründen die Einhaltung der Vorgabe nicht
möglich ist; sie hat der örtlichen Betreuungsbehörde die Grün-
de hierfür nachvollziehbar darzulegen. 

(2) Die überörtliche Betreuungsbehörde richtet zur Förderung
der Zusammenarbeit in Betreuungsangelegenheiten auf über-
örtlicher Ebene eine Arbeitsgemeinschaft ein, in der die mit
der Betreuung Volljähriger befassten Organisationen, Behör-
den, insbesondere die örtlichen Betreuungsbehörden und Ge-
richte sowie Betreuerinnen und Betreuer vertreten sind. Ab-
satz 1 Satz 2 bis 4 findet entsprechend Anwendung. 

§ 3
Anerkennung von Betreuungsvereinen

(1) Ein rechtsfähiger Verein, der den Anforderungen des
§ 1908 f Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches entspricht, ist
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als Betreuungsverein anzuerkennen, wenn er
1. den Anforderungen der Gemeinnützigkeit im Sinne der

Abgabenordnung entspricht,
2. von Personen geleitet wird, die nach ihrer Persönlichkeit,

Ausbildung oder Berufserfahrung hierzu geeignet sind, und
diese Personen in keinem Abhängigkeitsverhältnis und in
keiner anderen engen Beziehung zu Einrichtungen stehen,
in denen Personen untergebracht sind oder wohnen, für die
eine Betreuerin oder ein Betreuer des Vereins bestellt ist, 

3. die sachgerechte und wirtschaftliche Verwendung der ihm
zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel gewährleistet
und 

4. mit der überörtlichen Betreuungsbehörde zur Sicherstel-
lung der Qualität der Aufgabenerfüllung eine Qualitäts-
und Leistungsvereinbarung nach Absatz 2 Satz 1 abge-
schlossen hat. 

Eine nach dem Landesgesetz zur Ausführung des Betreuungs-
gesetzes vom 20. Dezember 1991 (GVBl. S. 407) erfolgte Aner-
kennung gilt als Anerkennung nach diesem Gesetz; die aner-
kannten Betreuungsvereine haben die Qualitäts- und Leis-
tungsvereinbarung nach Satz 1 Nr. 4 bis spätestens 31. De-
zember 2010 abzuschließen.

(2) In die Qualitäts- und Leistungsvereinbarung sind insbe-
sondere Festlegungen aufzunehmen 
1. zur Anzahl, Qualifikation, Weiterbildung und Supervision

der für den Betreuungsverein haupt- oder ehrenamtlich
tätigen Personen,

2. zur räumlichen und sachlichen Ausstattung auch unter
Berücksichtigung der Barrierefreiheit im Sinne des § 2
Abs. 3 des Landesgesetzes zur Gleichstellung behinderter
Menschen,

3. zur Erreichbarkeit sowie zur Vertretung bei Abwesenheit,
4. zu Dokumentationspflichten und zum Datenschutz,
5. zur Mitarbeit in kommunalen Netzwerken (örtlichen Ar-

beitsgemeinschaften), zur Information der und Kommuni-
kation mit den Betreuungsbehörden und zur Öffentlich-
keitsarbeit und 

6. zur Wirkungskontrolle.
Die Betreuungsvereine haben die Erfüllung der in die jeweilige
Qualitäts- und Leistungsvereinbarung aufgenommenen Fest-
legungen auf Verlangen der überörtlichen Betreuungsbehörde
nachzuweisen.

§ 4
Förderung von Betreuungsvereinen

(1) Das Land gewährt anerkannten Betreuungsvereinen, deren
Anerkennung vor dem 1. Januar 2008 erfolgt und denen vor
diesem Zeitpunkt erstmalig eine Förderung bewilligt worden
ist, auf Antrag eine Zuwendung zu den Personal- und Sach-
kosten einer hauptamtlichen Fachkraft. Anderen anerkannten
Betreuungsvereinen gewährt das Land auf Antrag eine Zu-
wendung, wenn 
1. die Obergrenze für die Förderung von landesweit durch-

schnittlich einem geförderten Betreuungsverein für jeweils
38 000 Einwohnerinnen und Einwohner nicht überschritten
wird und 

2. die überörtliche Betreuungsbehörde und die örtlichen Be-
treuungsbehörden, auf deren Gebiet sich die Tätigkeit des
Betreuungsvereins erstreckt, übereinstimmend festgestellt
haben, dass in dem betreffenden Gebiet ein Bedarf für
dessen Tätigkeit besteht.
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Voraussetzung für eine Förderung nach den Sätzen 1 und 2 ist,
dass die anerkannten Betreuungsvereine der überörtlichen Be-
treuungsbehörde die Erfüllung der in die jeweilige Qualitäts-
und Leistungsvereinbarung aufgenommenen Festlegungen
nachweisen. 

(2) Die Zuwendung beträgt ab dem Jahr 2009  24 109 EUR für
eine vollzeitbeschäftigte Fachkraft; der Betrag ändert sich ab
dem Jahr 2010 jährlich jeweils um den Vomhundertsatz, um
den sich das Grundentgelt der Stufe 1 der Entgeltgruppe 9 des
Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder im Tarif-
gebiet West oder einer entsprechenden Nachfolgeregelung im
Vorjahr geändert hat. Der Betrag wird auch gewährt, wenn
mehrere hauptamtliche Fachkräfte im einer Vollzeitkraft ver-
gleichbaren Umfang in Teilzeit beschäftigt werden; im Übrigen
verringert er sich für teilzeitbeschäftigte oder nicht ganzjährig
beschäftigte Fachkräfte in entsprechendem Umfang. Das fach-
lich zuständige Ministerium regelt die Einzelheiten der För-
derung, insbesondere die Voraussetzungen und das Verfahren,
durch Verwaltungsvorschrift.

(3) Die Landkreise und die kreisfreien Städte sollen den aner-
kannten Betreuungsvereinen grundsätzlich Zuwendungen in
Höhe der Landesförderung gewähren.

§ 5
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 4 am Tage nach der
Verkündung in Kraft. § 4 tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2009 in Kraft.

(2) Das Landesgesetz zur Ausführung des Betreuungsgesetzes
vom 20. Dezember 1991 (GVBl. S. 407), zuletzt geändert durch
Artikel 10 Nr. 1 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GVBl. S. 95),
BS 200-3, tritt mit Ausnahme des § 4 am Tage nach der Ver-
kündung außer Kraft; § 4 tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2009 außer Kraft.
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A. Allgemeines

Das Landesgesetz zur Ausführung des Betreuungsgesetzes
(AGBtG) vom 20. Dezember 1991 (GVBl. S. 407), zuletzt
geändert durch Artikel 10 Nr. 1 des Gesetzes vom 5. April
2005 (GVBl. S. 95), BS 200-3, enthält ergänzende landesrecht-
liche Regelungen zum Betreuungsrecht des Bundes. Es werden
insbesondere die für Betreuungsangelegenheiten zuständigen
Behörden bestimmt, die Einrichtung von Arbeitsgemein-
schaften vorgesehen und Regelungen über die Anerkennung
und Förderung von Betreuungsvereinen getroffen. Aus den
folgenden Gründen ist eine Novellierung des Gesetzes erfor-
derlich:

Auf der Grundlage des Landesgesetzes zur Ausführung des Be-
treuungsgesetzes ist in Rheinland-Pfalz ein flächendeckendes
Netz von anerkannten und geförderten Betreuungsvereinen
entstanden. Aufgabe der Betreuungsvereine ist die sogenannte
Querschnittsarbeit. Sie haben sich planmäßig um die Gewin-
nung ehrenamtlicher Betreuerinnen und Betreuer zu be-
mühen, diese in ihre Aufgaben einzuführen, fortzubilden und
zu beraten, planmäßig über Vorsorgevollmachten und Be-
treuungsverfügungen zu informieren und einen Erfahrungs-
austausch zwischen ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
zu ermöglichen (§ 1908 f des Bürgerlichen Gesetzbuches –
BGB –). Im Juni 2009 waren 115 Betreuungsvereine durch die
überörtliche Betreuungsbehörde (Landesamt für Soziales,
Jugend und Versorgung) anerkannt. 106 anerkannte Betreu-
ungsvereine wurden zu diesem Zeitpunkt von Land und Kom-
munen gefördert.

Die geltenden Regelungen zur Anerkennung von Betreuungs-
vereinen sind sehr allgemein gefasst. Das Landesamt für
Soziales, Jugend und Versorgung hat nur geringe Möglich-
keiten, auf die Qualität der von den Betreuungsvereinen ge-
leisteten Arbeit Einfluss zu nehmen. Die gesetzlichen Aner-
kennungsvoraussetzungen lassen sich mangels Vorgaben zu
Qualität und Leistung relativ leicht erfüllen. Eine Schlechter-
füllung der Aufgaben führt deshalb in der Praxis bisher nur
selten zur Aufhebung einer Anerkennung. Es bedarf daher
einer Erweiterung der Anerkennungsvoraussetzungen.

Als neue Anerkennungsvoraussetzung sieht der Gesetzent-
wurf vor, dass künftig zur Sicherstellung der Qualität der Auf-
gabenerfüllung zwischen den einzelnen Betreuungsvereinen
und dem Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung
Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen geschlossen werden
müssen. In die Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen sind
insbesondere zu folgenden Anforderungen Festlegungen auf-
zunehmen:
1. zur Anzahl, Qualifikation, Weiterbildung und Supervision

der für den Betreuungsverein haupt- oder ehrenamtlich täti-
gen Personen,

2. zur räumlichen und sachlichen Ausstattung auch unter
Berücksichtigung der Barrierefreiheit im Sinne des § 2
Abs. 3 des Landesgesetzes zur Gleichstellung behinderter
Menschen,

3. zur Erreichbarkeit sowie zur Vertretung bei Abwesenheit,
4. zu Dokumentationspflichten und zum Datenschutz,
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5. zur Mitarbeit in kommunalen Netzwerken (örtlichen
Arbeitsgemeinschaften), zur Information der und Kom-
munikation mit den Betreuungsbehörden und zur Öffent-
lichkeitsarbeit und 

6. zur Wirkungskontrolle.
Auf Verlangen des Landesamts für Soziales, Jugend und Ver-
sorgung haben die Betreuungsvereine die Erfüllung der Qua-
litäts- und Leistungsvereinbarungen nachzuweisen.

Zur flächendeckenden Versorgung mit Betreuungsvereinen in
Rheinland-Pfalz hat auch die umfassende Förderung aner-
kannter Betreuungsvereine beigetragen. Das Land förderte die
anerkannten Betreuungsvereine im Jahr 2008 jeweils mit
23 430 EUR. Hinzu kommt die Förderung durch die Land-
kreise und kreisfreien Städte; diese sollen nach § 4 Abs. 2
AGBtG den anerkannten Betreuungsvereinen grundsätzlich
Zuwendungen in Höhe der Landesförderung gewähren.

Rheinland-Pfalz nimmt damit bei der Förderung von Betreu-
ungsvereinen im Vergleich der Bundesländer den Spitzenplatz
ein. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Höhe der Förderung als
auch mit Blick auf die Anzahl der geförderten Betreuungs-
vereine in Relation zu den Einwohnerzahlen. Nach einem
länderübergreifenden Vergleich, den das Ministerium für
Soziales und Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern durch-
geführt hat, ergibt sich folgendes Bild: Rheinland-Pfalz för-
derte anerkannte Betreuungsvereine im Haushaltsjahr 2008
mit 2 485 600 EUR. An zweiter Stelle folgt Baden-Württem-
berg mit 1 181 000 EUR. Die anderen Bundesländer erbrachten
Förderungen von weniger als einer Million EUR. Besonders
niedrig war die Landesförderung im Haushaltsjahr 2008 in
Thüringen (95 000 EUR), Mecklenburg-Vorpommern (150 000
EUR) und Bayern (187 500 EUR). In Brandenburg erfolgt
keine landesseitige Förderung mehr. 

Auch bei den Ausgaben pro Einwohnerin und Einwohner
gibt das Land Rheinland-Pfalz deutlich mehr für Betreuungs-
vereine aus als andere Bundesländer. So lagen die Ausgaben in
Rheinland-Pfalz im Jahr 2008 bei 0,61 EUR je Einwohnerin
und Einwohner, gefolgt von Hamburg (0,52 EUR) und dem
Saarland (0,25 EUR). In den bevölkerungsreichen Bundes-
ländern Nordrhein-Westfalen (0,04 EUR) und Bayern
(0,01 EUR) waren die Pro-Kopf-Ausgaben besonders niedrig. 

Mit maximal 106 anerkannten und geförderten Betreuungs-
vereinen kann in Rheinland-Pfalz die im Betreuungswesen er-
forderliche Querschnittsarbeit landesweit sichergestellt wer-
den. Ein Bedarf für eine Ausweitung der Förderung ist nicht
gegeben. Allerdings besteht nach der bestehenden Gesetzes-
lage für Betreuungsvereine, die die Anerkennungsvorausset-
zungen erfüllen, ein Anspruch auf Anerkennung; anerkann-
te Betreuungsvereine wiederum haben einen Anspruch auf
Förderung durch das Land (und grundsätzlich auch durch die
Landkreise und kreisfreien Städte). Vor dem Hintergrund der
bislang kontinuierlich ansteigenden Anzahl geförderter Be-
treuungsvereine und mit Rücksicht auf das Ziel der Haus-
haltskonsolidierung ist eine wirksame Begrenzung der Aus-
gaben für anerkannte Betreuungsvereine (auch im Interesse
der zur Förderung verpflichteten kommunalen Gebietskörper-
schaften) geboten.

Begründung
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Zur Begrenzung der Ausgaben sieht der Gesetzentwurf Än-
derungen bei den Fördervoraussetzungen vor: Das Land ge-
währt anerkannten Betreuungsvereinen, deren Anerkennung
und erstmalige Förderungsbewilligung vor dem 1. Januar
2008 erfolgt ist, aus Gründen des Vertrauensschutzes auch
künftig auf Antrag eine Zuwendung zu den Personal- und
Sachkosten einer hauptamtlichen Fachkraft. Anderen aner-
kannten Betreuungsvereinen, das heißt Betreuungsvereinen,
die erst nach dem 31. Dezember 2007 anerkannt worden sind,
die in Zukunft anerkannt werden oder die zwar bereits vorher
anerkannt wurden, denen aber vor dem 1. Januar 2008 noch
keine Förderung bewilligt worden ist, erhalten auf Antrag nur
dann eine Zuwendung, wenn 
1. die Obergrenze für die Förderung von landesweit durch-

schnittlich einem geförderten Betreuungsverein für jeweils
38 000 Einwohnerinnen und Einwohner nicht überschrit-
ten wird und

2. das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung und die
örtlichen Betreuungsbehörden, auf deren Gebiet sich die
Tätigkeit des Betreuungsvereins erstreckt, übereinstim-
mend festgestellt haben, dass in dem betreffenden Gebiet
ein Bedarf für dessen Tätigkeit besteht. 

Damit wird sichergestellt, dass in Zukunft nicht mehr als 106
Betreuungsvereine gefördert werden.

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf weitere, im Wesent-
lichen redaktionelle Änderungen gegenüber dem derzeitigen
Landesgesetz zur Ausführung des Betreuungsgesetzes vor.

Der Gesetzestitel muss angesichts der Tatsache, dass es auf
Bundesebene kein Betreuungsgesetz mehr gibt, geändert wer-
den.

Gemäß dem FGG-Reformgesetz vom 17. Dezember 2008
(BGBl. I S. 2586), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449), sind ab 1. September
2009 in Betreuungsangelegenheiten statt der Vormundschafts-
gerichte die Betreuungsgerichte zuständig; dies bedingt eine
entsprechende Anpassung in § 1 Abs. 2 Satz 2 AGBtG.

Die in § 4 Abs. 1 Satz 2 AGBtG enthaltenen Förderbeträge
sind im Hinblick auf die erfolgte Koppelung an die Tarifstei-
gerungen des öffentlichen Dienstes zu aktualisieren; gleich-
zeitig ist die Bezugnahme auf den Bundes-Angestelltentarif-
vertrag umzustellen auf den Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst der Länder im Tarifgebiet West.

Gesetzesfolgenabschätzung

Da es sich nicht um ein Gesetzesvorhaben mit großer Wir-
kungsbreite oder erheblichen Auswirkungen handelt, bedarf
es keiner besonderen Gesetzesfolgenabschätzung.

Gender-Mainstreaming

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen betreffen vor
allem die Anerkennung und Förderung von Betreuungsver-
einen. Unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen und
Männer sind hiervon nicht zu erwarten. Darüber hinaus sieht
der Gesetzentwurf zur Verbesserung der Gleichstellung von
Frauen und Männern die Einführung des Reißverschlussver-
fahrens bei den Arbeitsgemeinschaften vor, die auf örtlicher
und überörtlicher Ebene für Betreuungsangelegenheiten ein-
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gerichtet sind. Hierdurch soll gewährleistet werden, dass Frauen
und Männer paritätisch in diesen Gremien vertreten sind und
so auch die geschlechtsspezifisch unterschiedlichen Sicht-
weisen und Bedürfnisse in der Arbeit der Gremien artikuliert
werden können.

Konnexitätsprinzip

Da die Landkreise und kreisfreien Städte den anerkannten Be-
treuungsvereinen grundsätzlich Zuwendungen in Höhe der
Landesförderung gewähren sollen, wirkt sich die im Gesetz-
entwurf vorgesehene Begrenzung der Ausgaben des Landes
auch zu ihren Gunsten aus; das Konnexitätsprinzip ist daher
von den vorgesehenen Änderungen nicht betroffen.

Wesentliches Ergebnis der Beteiligung der kommunalen Spit-
zenverbände und des Kommunalen Rates sowie der Anhörung
anderer Stellen

Die im Rahmen der zu dem Gesetzentwurf durchgeführten
Beteiligung und Anhörung eingegangenen Stellungnahmen
befürworten ganz überwiegend den vorgelegten Gesetzent-
wurf.

Der Landkreistag Rheinland-Pfalz hat mitgeteilt, dass er dem
Gesetzentwurf grundsätzlich zustimmt, und angeregt, die ört-
lichen Betreuungsbehörden bei den Qualitäts- und Leistungs-
vereinbarungen einzubeziehen, wobei dies nicht im Gesetz
selbst geregelt werden müsste.

Der Städtetag Rheinland-Pfalz hat angeregt, die Bestimmun-
gen des § 1908 f Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4 BGB stärker in die
Qualitäts- und Leistungsvereinbarung einfließen zu lassen. Die
genannten Bestimmungen sind als geltendes Bundesrecht als
Anerkennungsvoraussetzungen zu beachten; eine Wiederho-
lung im Landesgesetz erübrigt sich daher. Im Übrigen enthält
§ 3 Abs. 2 Satz 1 keine abschließende Aufzählung der in die
Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen aufzunehmenden
Festlegungen, sodass auch entsprechende Maßgaben aufge-
nommen werden können, sofern sich dies im künftigen Ge-
setzesvollzug als erforderlich herausstellen sollte. 

Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz hat mitge-
teilt, dass keine Bedenken gegen den Gesetzentwurf bestehen.

Der Kommunale Rat hat den Gesetzentwurf im Umlaufver-
fahren zur Kenntnis genommen. In einer Rückmeldung des
Oberbürgermeisters der Stadt Worms wurden Bedenken ge-
gen die in § 4 Abs. 1 festgelegte Obergrenze für die Förderung
von Betreuungsvereinen geäußert und ein diesbezüglicher auf
die einzelne kommunale Gebietskörperschaft bezogener Be-
sitzstandsschutz als wünschenswert bezeichnet. Die derzeit
106 anerkannten und durch das Land sowie die kommunalen
Gebietskörperschaften geförderten Betreuungsvereine ge-
währleisten jedoch eine flächendeckende Versorgung. Dar-
über hinaus hängt – soweit nicht die Vertrauensschutzrege-
lung des § 4 Abs. 1 Satz 1 greift – die Förderung künftig auch
vom Bedarf vor Ort ab (§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2). 

Die Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenhei-
ten Rheinland-Pfalz hat mitgeteilt, dass sie den Gesetzentwurf
im Grundsatz und in der Tendenz mitträgt. Auf ihren Vor-
schlag wurde die Zeitvorgabe des § 3 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2
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für den nachträglichen Abschluss der Qualitäts- und Leis-
tungsvereinbarung auf den 31. Dezember 2010 verlängert.

Die LIGA der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege
im Lande Rheinland-Pfalz hat erklärt, dass sie die vorgesehene
Zugangsregelung für neue Betreuungsvereine für nachvoll-
ziehbar und sachgerecht hält. Ihrem Wunsch, die einzelnen
Punkte einer Qualitäts- und Leistungsvereinbarung näher zu
erläutern, soll im Rahmen entsprechender fachlicher Erörte-
rungen in der Landesarbeitsgemeinschaft nach § 2 Abs. 2 nach-
gekommen werden. Einer Klarstellung im Gesetz, welche Fol-
gen es hat, wenn es aus objektiven Umständen zum vorge-
sehenen Stichtag nicht zu einer Qualitäts- und Leistungsver-
einbarung bei bereits anerkannten Betreuungsvereinen
kommt, bedarf es nicht, da nunmehr als Stichtag der 31. De-
zember 2010 vorgesehen ist und nicht anzunehmen ist, dass in
dem eröffneten Zeitraum „objektive Umstände“ dem Ab-
schluss der Vereinbarung entgegenstehen könnten. Ebenfalls
nicht gefolgt wurde dem Vorschlag, in § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
statt des Begriffs „Supervision“ das Wort „Beratung“ einzu-
fügen. Supervision sollte grundsätzlich als ein Standard sozia-
ler Arbeit gesehen werden und muss vor allem in der Beglei-
tung der in den Betreuungsvereinen eingesetzten haupt- und
ehrenamtlichen Personen zum Tragen kommen.

Der Sozialverband VdK Rheinland-Pfalz begrüßt die Ein-
führung erweiterter Anerkennungsvoraussetzungen zur Sicher-
stellung der Qualität und Aufgabenerfüllung der Betreuungs-
vereine. Der VdK regt eine gesetzlich normierte regelmäßige
Überprüfung der Einhaltung der Qualitäts- und Leistungsver-
einbarung an. Die Begrenzung der Fördermittel auf eine be-
stimmte Anzahl von Betreuungsvereinen landesweit und die
Einführung von Vertrauensschutzregelungen für bereits be-
stehende Betreuungsvereine lehnt der VdK ab. Förderkriteri-
um solle die Berücksichtigung der Qualitäts- und Leistungs-
merkmale, die Bedarfsdeckung in den Landkreisen und kreis-
freien Städten sowie das Eingangsdatum des Antrags bei der
zuständigen örtlichen Betreuungsbehörde sein. 

Die vom VdK angeregte regelmäßige Überprüfung der Ein-
haltung der Qualitäts- und Leistungsvereinbarung ist vorgese-
hen. So haben die Betreuungsvereine die Erfüllung der in der
jeweiligen Qualitäts- und Leistungsvereinbarung aufgenom-
menen Festlegungen auf Verlangen der überörtlichen Betreu-
ungsbehörde nachzuweisen. Außerdem ist als Voraussetzung
für eine Förderung vorgesehen, dass die anerkannten Betreu-
ungsvereine der überörtlichen Betreuungsbehörde die Erfül-
lung der in die jeweilige Qualitäts- und Leistungsvereinbarung
aufgenommenen Festlegungen nachweisen. 

Ausgangspunkt für die Begrenzung der Förderung durch Land
und Kommunen ist die bereits bestehende flächendeckende
Versorgung mit Betreuungsvereinen in Rheinland-Pfalz. Nach
Auffassung der Landesregierung ist die Umstellung des För-
dersystems nur unter Berücksichtigung der langfristig ge-
wachsenen Strukturen und des berechtigten Bedürfnisses nach
Vertrauensschutz möglich. Ein tiefgreifender Wechsel im
System der Anerkennung und Förderung von Betreuungsver-
einen, wie er mit den Regelungen dieses Gesetzes langfristig
angestrebt wird, darf nicht zu plötzlichen Verwerfungen
führen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass das Landesgesetz zur
Ausführung des Betreuungsgesetzes seit seinem Inkrafttreten
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im Jahr 1992 einen gesetzlichen Förderanspruch vorsieht. Be-
treuungsvereine, die bereits vor dem im Gesetzentwurf vor-
gesehenen Stichtag anerkannt und gefördert wurden, sollen
sich weiterhin auf den gesetzlichen Anspruch des Landesge-
setzes zur Ausführung des Betreuungsrechts verlassen kön-
nen. 

Gleichwohl besteht trotz der Vertrauensschutzregelung kein
automatischer Förderanspruch. Mit den neuen Anerken-
nungs- und Fördervoraussetzungen wird von allen Betreu-
ungsvereinen verlangt, dass sie die Qualitäts- und Leistungs-
vereinbarungen abschließen und erfüllen. Ohne Nachweis,
dass die Anforderungen erfüllt sind, verlieren die Betreu-
ungsvereine die Anerkennung und werden nicht mehr durch
Land und Kommunen gefördert. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zur Überschrift

Die derzeitige Gesetzesüberschrift nebst Abkürzung „Landes-
gesetz zur Ausführung des Betreuungsgesetzes (AGBtG)“
wird ersetzt durch „Landesgesetz zur Ausführung des Be-
treuungsrechts (AGBtR)“, da das Betreuungsgesetz vom
12. September 1990 (BGBl. I S. 2002) mit Aufhebung seiner
Artikel 9 und 10 durch Artikel 11 des Ersten Gesetzes über
die Bereinigung von Bundesrecht im Zuständigkeitsbereich
des Bundesministeriums der Justiz vom 19. April 2006 (BG-
Bl. I S. 866) mit Wirkung vom 25. April 2006 aufgelöst wurde
und daher nicht mehr existent ist. 

Zu § 1 (Betreuungsbehörden)

§ 1 entspricht weitgehend dem derzeit geltenden § 1 AGBtG.

In Absatz 1 werden die Kreisverwaltungen und die Stadtver-
waltungen der kreisfreien Städte auch künftig zu örtlichen Be-
treuungsbehörden bestimmt, die ihre diesbezüglichen Auf-
gaben als Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung erfüllen. 

Absatz 2 bestimmt das Landesamt für Soziales, Jugend und
Versorgung auch weiterhin zur überörtlichen Betreuungs-
behörde und legt die wesentlichen Aufgaben fest. Absatz 2
Satz 2 enthält gegenüber der derzeit geltenden Fassung des § 1
Abs. 2 Satz 2 AGBtG drei Änderungen: 

Gemäß dem FGG-Reformgesetz sind ab 1. September 2009
für Betreuungsangelegenheiten nicht mehr die Vormund-
schaftsgerichte, sondern die Betreuungsgerichte zuständig.
Demzufolge ist nunmehr vorgesehen, dass das Landesamt für
Soziales, Jugend und Versorgung in Zusammenarbeit unter
anderem mit den Betreuungsgerichten (und nicht mehr mit
den Vormundschaftsgerichten) auf eine ausreichende Anzahl
von Betreuerinnen und Betreuern im Land hinwirkt. Ange-
sichts der Tatsache, dass die Aufgaben der örtlichen Betreu-
ungsbehörden nach § 6 des Betreuungsbehördengesetzes
(BtBG) vom 12. September 1990 (BGBl. I S. 2002 – 2025 –),
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 6. Juli
2009 (BGBl. I S. 1696), durch bundesgesetzliche Änderungen
in der Zwischenzeit nicht unerheblich erweitert wurden, bie-
tet es sich an, die Unterstützung des Landesamts für Soziales,
Jugend und Versorgung für die örtlichen Betreuungsbehör-
den ausdrücklich auch auf die Aufgaben nach § 6 BtBG zu er-



Drucksache 15/3780 Landtag Rheinland-Pfalz – 15.Wahlperiode

strecken. Schließlich wird hier und in den folgenden Paragrafen
die weibliche Bezeichnung „Betreuerin“ vor der männlichen
Bezeichnung „Betreuer“ aufgeführt, wie dies in den neueren
Landesrechtsvorschriften üblich ist. 

Zu § 2 (Arbeitsgemeinschaften)

§ 2 sieht wie § 2 AGBtG auch künftig zur Förderung der Zu-
sammenarbeit in Betreuungsangelegenheiten auf örtlicher und
auf überörtlicher Ebene die Einrichtung von Arbeitsgemein-
schaften durch die örtlichen Betreuungsbehörden und durch
das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung vor. Diese
Gremien haben sich in der Vergangenheit bewährt und sollen
daher auch weiterhin eine gesetzliche Verankerung erhalten. 

Um in den Arbeitsgemeinschaften die Sichtweisen und Erfah-
rungshorizonte von Frauen und Männern, die durchaus un-
terschiedlich sein können, einzubringen, ist es erforderlich,
dass Frauen und Männer in den einzelnen Arbeitsgemein-
schaften paritätisch, das heißt in gleicher Zahl, vertreten sind.
Dies soll für die örtlichen Arbeitsgemeinschaften durch Ab-
satz 1 Satz 2 bis 4 und für die überörtliche Arbeitsgemeinschaft
durch die Verweisung in Absatz 2 Satz 2 mit dem Reißver-
schlussverfahren sichergestellt werden. Scheidet eine Person
aus der Arbeitsgemeinschaft aus, deren Geschlecht in der Min-
derheit ist, muss eine Person des gleichen Geschlechts nach-
folgen; scheidet eine Person aus, deren Geschlecht in der
Mehrheit ist, muss eine Person des anderen Geschlechts nach-
folgen. Angesichts der Tatsache, dass die Arbeitsgemeinschaf-
ten nicht neu eingerichtet werden, sondern auf der Grundlage
des § 2 AGBtG bereits seit vielen Jahren bestehen und regel-
mäßig auch keine amtsperiodenabhängige Komplettneube-
stellung erfolgt, wird darauf verzichtet, zusätzlich auch das
Doppelbenennungsverfahren zu etablieren. Das Reißver-
schlussverfahren findet keine Anwendung, soweit einer ent-
sendenden Stelle aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen
die Einhaltung der Vorgabe nicht möglich ist; sie hat der ört-
lichen Betreuungsbehörde beziehungsweise dem Landesamt
für Soziales, Jugend und Versorgung die Gründe hierfür nach-
vollziehbar darzulegen. 

Zu § 3 (Anerkennung von Betreuungsvereinen)

§ 3 bestimmt auf der Grundlage der Ermächtigung des § 1908 f
Abs. 3 Satz 2 BGB über die Anforderungen des § 1908 f Abs. 1
BGB hinaus weitere Voraussetzungen für die Anerkennung
von Betreuungsvereinen durch das Landesamt für Soziales,
Jugend und Versorgung. 

Übernommen werden in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 die bereits
derzeit geltenden Anerkennungsvoraussetzungen, wonach ein
Betreuungsverein, der den Anforderungen des § 1908 f Abs. 1
BGB entspricht, anzuerkennen ist, wenn er 
1. den Anforderungen der Gemeinnützigkeit im Sinne der

Abgabenordnung entspricht,
2. von Personen geleitet wird, die nach ihrer Persönlichkeit,

Ausbildung oder Berufserfahrung hierzu geeignet sind, und
diese Personen in keinem Abhängigkeitsverhältnis und in
keiner anderen engen Beziehung zu Einrichtungen stehen,
in denen Personen untergebracht sind oder wohnen, für die
eine Betreuerin oder ein Betreuer des Vereins bestellt ist
und 

3. die sachgerechte und wirtschaftliche Verwendung der ihm
zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel gewährleistet.
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Der Anerkennung eines Betreuungsvereins durch das Landes-
amt für Soziales, Jugend und Versorgung ist eine Aussage über
die Qualität des Betreuungsvereins und seiner Aufgabenerfül-
lung immanent, die ihn von nicht anerkannten Betreuungs-
vereinen unterscheidet. Darüber hinaus ist die Anerkennung
Voraussetzung für die Förderung durch das Land und die
Landkreise und kreisfreien Städte nach § 4. Die Förderung ist
nur mit Blick auf solche Betreuungsvereine gerechtfertigt, die
die erforderliche Qualität der Aufgabenerfüllung sicherstellen
können. Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 sieht daher künftig als zusätz-
liche Voraussetzung für eine Anerkennung als Betreuungs-
verein vor, dass dieser mit dem Landesamt für Soziales, Jugend
und Versorgung zur Sicherstellung der Qualität der Aufgaben-
erfüllung eine Qualitäts- und Leistungsvereinbarung nach Ab-
satz 2 Satz 1 abgeschlossen hat. Die Anforderungen der Qua-
litäts- und Leistungsvereinbarungen betreffen die Struktur,
Organisation und Ausstattung von Betreuungsvereinen (Qua-
lität der Vereine), die von ihnen zu erbringenden Tätigkeiten
sowie ihre Mitwirkungspflichten. Mit ihrem Abschluss und
dem Nachweis der Erfüllung der getroffenen Festlegungen
wird sichergestellt, dass die Qualität der Aufgabenerfüllung ge-
währleistet ist. Ohne den wirksamen Abschluss einer Qua-
litäts- und Leistungsvereinbarung fehlt es künftig an einer Vor-
aussetzung für die Anerkennung eines Betreuungsvereins. 

Absatz 1 Satz 2 bestimmt, dass Betreuungsvereine, deren An-
erkennung auf der Grundlage des Landesgesetzes zur Aus-
führung des Betreuungsgesetzes erfolgt ist, die Qualitäts- und
Leistungsvereinbarung bis spätestens 31. Dezember 2010 ab-
zuschließen haben. Damit wird klargestellt, dass auch bereits
anerkannte Betreuungsvereine nach Ablauf einer angemesse-
nen Übergangsfrist die neue Anerkennungsvoraussetzung
einer Qualitäts- und Leistungsvereinbarung erfüllen müssen.
Sie können nicht darauf vertrauen, dass ihre Anerkennung
ohne entsprechende Vereinbarung bestehen bleibt. 

Absatz 2 Satz 1 regelt den Mindestinhalt der Qualitäts- und
Leistungsvereinbarungen; das heißt, die Aufzählung der ein-
zelnen Festlegungen ist nicht abschließend, weitere Anforde-
rungen können im Rahmen der Vereinbarung getroffen wer-
den. Die Vorgaben setzen den Rahmen für die individuelle
Ausgestaltung einer Qualitäts- und Leistungsvereinbarung.
Den Besonderheiten der einzelnen Betreuungsvereine kann
auf diese Weise Rechung getragen werden. Beispielsweise
kann die Umsetzung der Barrierefreiheit vor Ort im Einzel-
fall mit großen praktischen oder finanziellen Problemen be-
haftet sein; hier sind Vereinbarungen, die den individuellen
Gegebenheiten Rechnung tragen, möglich. 

Absatz 2 Satz 2 bestimmt, dass die Betreuungsvereine die Er-
füllung der in die jeweilige Qualitäts- und Leistungsvereinba-
rung aufgenommenen Festlegungen auf Verlangen des Landes-
amts für Soziales, Jugend und Versorgung nachzuweisen
haben. Zur Sicherstellung der Qualität der Aufgabenerfüllung
gehört nicht nur der Abschluss der Vereinbarung, sondern
auch der Nachweis ihrer Erfüllung. Es muss daher gewähr-
leistet werden, dass die Erfüllung der Vereinbarung vom
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung überprüft
werden kann und die entsprechenden Nachweise auf Anfor-
derung von den Betreuungsvereinen zu erbringen sind. Das
Fehlen der Nachweise berechtigt das Landesamt für Soziales,
Jugend und Versorgung im Übrigen zur Kündigung einer be-
stehenden Qualitäts- und Leistungsvereinbarung und im wei-
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teren Verlauf zur Aufhebung der Anerkennung wegen des
Wegfalls einer Anerkennungsvoraussetzung. 

Zu § 4 (Förderung von Betreuungsvereinen)

Anerkannte Betreuungsvereine werden in Rheinland-Pfalz auf
der Grundlage des derzeitigen § 4 AGBtG durch das Land und
die Landkreise und kreisfreien Städte gefördert. Es besteht ein
Anspruch auf Förderung unter den im Gesetz genannten Vor-
aussetzungen. Der Zweck der Förderung liegt darin, die aner-
kannten Betreuungsvereine in ihrer Querschnittsarbeit zu
unterstützen. Sie sollen mithilfe der Zuwendungen in die Lage
versetzt werden, sich planmäßig um die Gewinnung ehren-
amtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu bemühen,
diese in ihre Aufgaben einzuführen, sie fortzubilden und zu
beraten, planmäßig über Vorsorgevollmachten und Betreu-
ungsverfügungen zu informieren sowie für einen regelmäßi-
gen Erfahrungsaustausch zwischen den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern zu sorgen. Die Förderung dient somit insbeson-
dere der Stärkung des ehrenamtlichen Engagements im Be-
treuungswesen. Mit dem derzeitigen § 4 AGBtG war die För-
derung durch das Land sowie die Landkreise und kreisfreien
Städte darauf ausgerichtet, in Rheinland-Pfalz anerkannte Be-
treuungsvereine flächendeckend und in einer möglichst
großen Anzahl zu etablieren. 

Bei der bisherigen Regelung zur Förderung anerkannter Be-
treuungsvereine sind Bedarfsgesichtspunkte unberücksichtigt
geblieben. Mit erfolgter Anerkennung und dem Antrag auf
Förderung ist für alle entsprechenden Betreuungsvereine der
Weg frei zur Förderung durch Land und Kommunen. Diese
Regelung fand ihre Rechtfertigung in dem Bestreben, mithilfe
der Förderung eine zur Gewinnung und Unterstützung ehren-
amtlicher Betreuerinnen und Betreuer ausreichende Anzahl an
anerkannten Betreuungsvereinen zur Verfügung zu haben. 

Seit Inkrafttreten des Landesgesetzes zur Ausführung des Be-
treuungsgesetzes am 1. Januar 1992 ist ein gut ausgebautes und
flächendeckendes Netz von derzeit 115 anerkannten Betreu-
ungsvereinen sowie 106 anerkannten und geförderten Betreu-
ungsvereinen entstanden. Damit ist das ursprüngliche An-
liegen erreicht worden, in allen Landesteilen Betreuungsver-
eine zu etablieren, die die oben genannten Querschnittsauf-
gaben erfüllen. 

Mit dem im Entwurf vorliegenden Gesetz soll dieser Ent-
wicklung Rechnung getragen werden. Der Förderzweck ist
nach wie vor darauf ausgerichtet, mithilfe der Förderung
flächendeckend die zur Gewinnung und Unterstützung ehren-
amtlicher Betreuerinnen und Betreuer erforderliche Anzahl
an anerkannten Betreuungsvereinen zu erhalten. Hierzu ist
landesweit eine Anzahl von maximal 106 anerkannten und ge-
förderten Betreuungsvereinen ausreichend (derzeit werden
auch 106 Betreuungsvereine gefördert). Mit der Förderung
wird sichergestellt, dass zur Erfüllung der Querschnittsarbeit
auch in Zukunft eine ausreichende Anzahl an anerkannten Be-
treuungsvereinen zur Verfügung steht. Gleichzeitig bezweckt
das Gesetz im Interesse der Haushaltskonsolidierung des
Landes und der Kommunen die Begrenzung der Ausgaben auf
das Erforderliche.

Absatz 1 regelt die Fördervoraussetzungen wie folgt: Das Land
gewährt anerkannten Betreuungsvereinen, deren Anerken-
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nung und erstmalige Förderung (Bewilligung) vor dem 1. Ja-
nuar 2008 erfolgt ist, wie bisher auf Antrag eine Zuwendung
zu den Personal- und Sachkosten einer hauptamtlichen Fach-
kraft. Anderen anerkannten Betreuungsvereinen gewährt das
Land auf Antrag eine Zuwendung, wenn 
1. die Obergrenze für die Förderung von landesweit durch-

schnittlich einem geförderten Betreuungsverein für je-
weils 38 000 Einwohnerinnen und Einwohner nicht über-
schritten wird und

2. das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung und
die örtlichen Betreuungsbehörden, auf deren Gebiet sich
die Tätigkeit des Betreuungsvereins erstreckt, überein-
stimmend festgestellt haben, dass in dem betreffenden Ge-
biet ein Bedarf für dessen Tätigkeit besteht. 

Damit wird künftig eine Förderobergrenze festgelegt und
sichergestellt, dass in Zukunft nicht mehr als 106 Betreu-
ungsvereine gefördert werden (sofern sich die Einwohnerzahl
in Rheinland-Pfalz nicht deutlich erhöht). Zusätzlich wird die
Förderung von Betreuungsvereinen vom Bedarf vor Ort ab-
hängig gemacht.

Voraussetzung für eine Förderung ist in beiden Fällen, dass
die anerkannten Betreuungsvereine dem Landesamt für
Soziales, Jugend und Versorgung die Erfüllung der in die je-
weilige Qualitäts- und Leistungsvereinbarung aufgenommenen
Festlegungen nachweisen. 

Absatz 1 Satz 1 stellt sicher, dass anerkannten Betreuungs-
vereinen, deren Anerkennung und erstmalige Förderung (Be-
willigung) vor dem 1. Januar 2008 erfolgt ist, weiterhin ein
Anspruch auf eine Zuwendung zu den Personal- und Sach-
kosten zusteht. Die Regelung dient dem Vertrauensschutz
und begünstigt solche anerkannten Betreuungsvereine, die
seit längerem – und das heißt in der Regel seit mehreren
Jahren – eine Förderung erhalten. Sie haben sich hinsichtlich
Personal und Ausstattung auf eine dauerhafte Förderung ein-
gerichtet und sie erfüllen nicht nur vorübergehend ihre Auf-
gaben. Diesen Betreuungsvereinen bleibt mit der Regelung
des Absatzes 1 Satz 1 auch künftig der gesetzliche Anspruch
auf Förderung erhalten. 

Keinen Vertrauensschutz genießen dagegen Betreuungsverei-
ne, die sich erst kurzfristig oder angesichts der absehbaren Ge-
setzesänderung entschlossen haben, durch einen Antrag dau-
erhaft eine Förderung zu sichern. Die Fachöffentlichkeit ist
im Übrigen über die geplante Gesetzesinitiative der Landes-
regierung informiert worden. In der Sitzung der Landes-
arbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten Rhein-
land-Pfalz am 5. Juni 2008 wurden seitens des Ministeriums
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen und des
Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung die ange-
dachten Eckpunkte der Gesetzesinitiative vorgestellt. Unter
anderem wurde in der Sitzung darauf hingewiesen, dass eine
Obergrenze zur Anzahl geförderter Betreuungsvereine und
eine Vertrauensschutzregelung eingeführt werden soll. Die
Landesarbeitsgemeinschaft hat daraufhin den Beschluss ge-
fasst, ein solches Gesetzesvorhaben grundsätzlich zu unter-
stützen, dies allerdings mit der Maßgabe, dass es im Gesetz
selbst keine gesetzlich ausformulierte Vertrauensschutzrege-
lung geben sollte. Ein Vertrauensschutz nach allgemeinen
Grundsätzen des Verwaltungsrechts sei ausreichend, um die
Betreuungsvereine wirksam zu schützen. 
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Ein Verzicht auf eine gesetzliche Vertrauensschutzregelung
würde jedoch solche Betreuungsvereine unangemessen be-
nachteiligen, die bereits seit längerem anerkannt sind und ge-
fördert werden. Ohne gesetzliche Regelung käme es diesbe-
züglich zu Härten. Die Vertrauensschutzregelung dient im
Übrigen auch dazu, das bestehende System der anerkannten
und geförderten Betreuungsvereine in Rheinland-Pfalz vor
plötzlichen Verwerfungen zu schützen. Solchermaßen eta-
blierten Betreuungsvereinen, die bereits über einen längeren
Zeitraum Querschnittsarbeit leisten und dabei nicht nur kurz-
zeitig die zur Förderung anerkannter Betreuungsvereine er-
forderliche Mindestanzahl an ehrenamtlich tätigen Personen
nachweisen können, soll der bisherige gesetzliche Anspruch
auf Förderung nicht entzogen werden. 

Die Vertrauensschutzregelung des Absatzes 1 Satz 1 bedeutet
allerdings nicht, dass die bislang anerkannten und geförderten
Betreuungsvereine nicht den neuen qualitativen Anforderun-
gen genügen müssten. Die neuen Anforderungen werden
durch die Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen nach § 3
Abs. 2 bestimmt. Diese Vereinbarungen müssen alle Betreu-
ungsvereine abschließen und erfüllen, die vom Landesamt für
Soziales, Jugend und Versorgung anerkannt werden oder blei-
ben wollen. Fehlt es daran, muss die Anerkennung versagt
oder entzogen werden. Eine Förderung ist dann auf der ge-
setzlichen Grundlage des § 4 nicht mehr möglich. Die Ver-
trauensschutzregelung beeinträchtigt also nicht die Qualität
der Betreuungsvereine. 

Der Sache nach ist eine Begrenzung der Förderung gerecht-
fertigt, da die genannte Anzahl an Betreuungsvereinen aus-
reichend ist, um die gewünschte Querschnittsarbeit zur Ge-
winnung und Beratung von ehrenamtlichen Betreuerinnen
und Betreuern zu gewährleisten. Dass landesweit kein Bedarf
für weitere Betreuungsvereine besteht, wird letztlich auch
durch den Beschluss der Landesarbeitsgemeinschaft für Be-
treuungsangelegenheiten Rheinland-Pfalz vom 5. Juni 2008 be-
stätigt, mit dem die Gesetzesänderung grundsätzlich unter-
stützt wird. 

Die Einschätzungsprärogative des Landesgesetzgebers erlaubt
die gesetzliche Begrenzung der Förderung, nach der landes-
weit für durchschnittlich jeweils 38 000 Einwohnerinnen und
Einwohner ein geförderter anerkannter Betreuungsverein zur
Verfügung steht. Eine Pflicht zur Ausdehnung der Förderung
auf weitere Betreuungsvereine besteht nicht. Insbesondere
liegt darin keine unzulässige Wettbewerbsverzerrung. Weder
das Bürgerliche Gesetzbuch noch das künftige Landesgesetz
zur Ausführung des Betreuungsrechts sehen einen Markt für
Betreuungsvereine vor, auf dem Anbieterinnen und Anbieter
Gewinne erwirtschaften oder im Rahmen eines Wettbewerbs
um Kundinnen und Kunden konkurrieren. Für Leistungen
der Vereine sind weder von Kundinnen und Kunden noch von
dahinter stehenden Versicherungsträgern Geldleistungen zu
erbringen. Betreuungsvereine agieren nicht als Unternehmen.
Sie konkurrieren nicht um Kundinnen und Kunden, die für
Leistungen bezahlen. Ihre Aufgabe ist vielmehr die oben be-
schriebene Querschnittsarbeit. Wenn Betreuungsvereine Men-
schen gewinnen, die als ehrenamtliche Betreuerinnen oder Be-
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treuer tätig sein wollen, so erhalten diese gegebenenfalls Auf-
wandsentschädigungen aus der Justizkasse. Die Vereine müs-
sen gemeinnützig im Sinne der Abgabenordnung sein (Aner-
kennungsvoraussetzung).

Absatz 1 Satz 3 legt fest, dass Voraussetzung für eine Förde-
rung ist, dass die anerkannten Betreuungsvereine dem Landes-
amt für Soziales, Jugend und Versorgung die Erfüllung der in
die jeweilige Qualitäts- und Leistungsvereinbarung aufge-
nommenen Festlegungen nachweisen.

Absatz 2 Satz 1 bestimmt die Höhe der Zuwendung und regelt
die Anpassung aufgrund tarifvertraglicher Änderungen. Dem
Außerkrafttreten des Bundes-Angestelltentarifvertrags wird
durch Verweis auf den Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst der Länder im Tarifgebiet West Rechnung getragen.
Ab dem Jahr 2009 beträgt die Zuwendung 24 109 EUR für eine
vollzeitbeschäftigte Fachkraft; der Betrag ändert sich ab dem
Jahr 2010 jährlich jeweils um den Vomhundertsatz, um den
sich das Grundentgelt der Stufe 1 der Entgeltgruppe 9 des
Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder im Tarif-
gebiet West oder einer entsprechenden Nachfolgeregelung im
Vorjahr geändert hat.

Absatz 2 Satz 2 regelt, dass der Betrag auch gewährt wird,
wenn mehrere hauptamtliche Fachkräfte im einer Vollzeit-
kraft vergleichbaren Umfang in Teilzeit beschäftigt werden;
im Übrigen verringert er sich für teilzeitbeschäftigte oder
nicht ganzjährig beschäftigte Fachkräfte in entsprechendem
Umfang. Die Regelung ist inhaltsgleich mit dem derzeitigen
§ 4 Abs. 1 Satz 3 AGBtG. 

Absatz 2 Satz 3 ermächtigt das fachlich zuständige Ministe-
rium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen, die
Einzelheiten der Förderung, insbesondere die Voraussetzun-
gen und das Verfahren, durch Verwaltungsvorschrift zu
regeln. Er ist inhaltsgleich mit dem derzeitigen § 4 Abs. 1
Satz 4 AGBtG. Auf der Grundlage dieser Ermächtigung
wurde die Verwaltungsvorschrift über die Förderung von an-
erkannten Betreuungsvereinen vom 14. September 2001 (Min-
Bl. S. 415; 2006 S. 176) erlassen.

Absatz 3 sieht wie derzeit § 4 Abs. 2 AGBtG vor, dass die
Landkreise und die kreisfreien Städte den anerkannten Be-
treuungsvereinen grundsätzlich Zuwendungen in Höhe der
Landesförderung gewähren sollen.

Zu § 5 (Inkrafttreten)

Nach Absatz 1 tritt das Gesetz mit Ausnahme des § 4 am Tage
nach der Verkündung in Kraft. § 4 tritt rückwirkend zum
1. Januar 2009 in Kraft, damit die neuen Förderregelungen be-
reits für das Förderjahr 2009 zur Anwendung kommen.
Wegen der Vertrauensschutzreglung in § 4 Abs. 1 Satz 1 führt
dies bei den bereits geförderten Betreuungsvereinen zu keinen
Verschlechterungen.

Nach Absatz 2 tritt das derzeitige Landesgesetz zur Aus-
führung des Betreuungsgesetzes mit Ausnahme seines § 4 am
Tage nach der Verkündung außer Kraft; § 4 tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 2009 außer Kraft.


